
GERLACH / INSPECTEUR DER INVOERRECHTEN EN ACCIJNZEN 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer) 

auf die ihm von der Tarifcommissie Amsterdam mit Beschluß vom 16. März 
1983 vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 

1. Ein vollständig hydriertes, aus Fischleber gewonnenes tierisches Öl, 
das gleichzeitig eine acyclische Kohlenwasserstoffverbindung darstellt, 
ist der Tarifstelle 29.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs zuzuweisen. 

2. Liegt keine Bewilligung im Sinne der Verordnung Nr. 1775/77 der 
Kommission vom 4. Juli 1977 (ABl. L 195, S. 5) vor, so ist ein solches 
Erzeugnis der Tarif stelle 29.01 A I zuzuweisen. 

Koopmans O'Keeffe Bosco 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 16. Februar 1984. 

Der Kanzler 

Im Auftrag 

H. A. Rühl 

Hauptverwaltungsrat 

Der Präsident der Ersten Kammer 

T. Koopmans 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL 
VOM 11. JANUAR 1984 

Herr Präsident, 
meine Henen Richter! 

Im August 1980 gab die Firma Gerlach 
& Co. BV mit Sitz in Amsterdam, Kläge­

rin des Ausgangsverfahrens, eine Zollan­
meldung für aus Spanien stammenden 
Waren ab, die sie als „Leberöle von 
Fischen, Tarifstelle 15.04 A II" des 
Gemeinsamen Zolltarifs bezeichnete. 
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Dementsprechend wies die niederländi­
sche Zollbehörde die Waren dieser mit 
keinem Zollsatz belegten Tarifstelle zu. 
Aufgrund einer Probenentnahme kam 
die zuständige Behörde aber zu der Auf­
fassung, die eingeführte, als perhydro-
squalan „(Hexametil Tetracosano)" be­
zeichnete Ware sei als acyclischer Koh­
lenwasserstoff im Sinne der Tarifstelle 
29.01 A I des Gemeinsamen Zolltarifs 
anzusehen. Da für derartige Waren zum 
damaligen Zeitpunkt ein Zollsatz in 
Höhe von 6,7 % vorgesehen war, erließ 
die zuständige Behörde (Ontvanger der 
invoerrechten en accijnzen) am 23. Ok­
tober 1980 eine Aufforderung zur Zah­
lung eines Einfuhrzolls in Höhe von 
11 942,80 HFL. 

Nachdem das niederländische Amt für 
Einfuhrzölle und Verbrauchsteuern (In­
specteur der Invoerrechten en Accijnzen) 
den dagegen eingelegten Einspruch zu-
rückgeweisen hatte, erhob die Firma 
Gerlach & Co. BV Klage auf Aufhebung 
dieser Entscheidung und auf Reduzie­
rung des in der Zahlungsaufforderung 
genannten Betrages auf null im wesentli­
chen mit der Begründung, die von der 
Tarifnummer 29.01 erfaßten acyclischen 
Kohlenstoffverbindungen müßten von 
mineralischen Kohlenwasserstoffen abge­
leitet sein, während im vorliegenden Fall 
das Erzeugnis tierischen Ursprungs und 
daher der Tarifstelle 15.04 A II zuzuwei­
sen sei. 

Das beklagte Amt dagegen steht auf dem 
Standpunkt, das eingeführte Erzeugnis 
besitze nicht mehr die äußerlichen Merk­
male von Fischöl und sei außerdem 
durch Bearbeitung zu der chemisch 
genau bestimmten Verbindung „acycli­
scher Kohlenwasserstoff" geworden, die 
ausdrücklich in der Tarif stelle 29.01 A 
genannt werde. Für eine solche Tarifie-
rung sei es unerheblich, ob das Erzeugnis 
natürlichen oder synthetischen Ur­
sprungs sei. Wenn es sich auch nicht um 

Kraft- oder Heizstoffe im Sinne der Ta­
rifstelle 29.01 A I handele, sei es den­
noch dieser Tarifstelle zuzuordnen, da es 
die Klägerin vor der Einfuhr unterlassen 
habe, eine Genehmigung zu beantragen, 
die ihr ein Recht auf Tarifierung nach 
der Tarif stelle 29.01 A II — acyclische 
Kohlenwasserstoffe zu anderer Verwen­
dung —, die mit keinem Zollsatz belegt 
sei, gegeben hätte. 

Die Tariefcommissie ist der Auffassung, 
daß für das von ihr als durchsichtig, 
farb- und geruchlos beschriebene Er­
zeugnis, das hauptsächlich in der Kosme­
tikindustrie Verwendung finde, neben 
den bereits genannten Tarifstellen auch 
die Tarifnummer 15.12 des Gemeinsa­
men Zolltarifs in Betracht zu ziehen sei. 
Sie hält eine Zuweisung der streitigen 
Ware zur Tarifstelle 29.01 A II aufgrund 
des Wortlauts dieser Tarifstelle grund­
sätzlich zwar für möglich, weist aber 
darauf hin, daß die in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1775/77 der Kommission 
vom 28. Juli 1977 zur Festlegung der 
Voraussetzungen für die Zulassung be­
stimmter Erdölerzeugnisse zu abgaben­
begünstigter Einfuhr aufgrund ihrer be­
sonderen Verwendung (ABl. L 195 vom 
2. 8. 1977, S. 5) vorgesehene Genehmi­
gung durch die zuständigen Behörden 
nicht vorgelegen habe, so daß die Vor­
aussetzungen für eine Zuweisung zu die­
ser Tarifsteüe nicht erfüllt seien. 

Die Tariefcommissie hat deshalb das 
Verfahren ausgesetzt und dem Gerichts­
hof mit Beschluß vom 16. März 1983 ge­
mäß Artikel 177 des EWG-Vertrags fol­
gende Fragen zur Vorabentscheidung 
vorgelegt: 

„1. Welcher Position des Gemeinsamen 
Zolltarifs ist ein vollständig hydrier­
tes, aus Fischleber gewonnenes tieri­
sches Öl zuzuweisen, das gleichzei­
tig eine acyclische Kohlenwasser­
stoffverbindung darstellt? 
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2. Wenn ein Erzeugnis der in Frage 1 
beschriebenen Art der Tarifstelle 
29.01 A zuzuweisen ist, ist dann, 
falls das Erzeugnis zu einer anderen 
Verwendung als zu der als Kraft­
oder Heizstoff bestimmt ist, jedoch 
keine Genehmigung im Sinne der 
Verordnung (EWG) Nr. 1775/77 
der Kommission vom 28. Juli 1977 
vorliegt, die Tarifstelle I oder die 
Tarifstelle II anzuwenden?" 

Hierzu nehme ich wie folgt Stellung: 

I — Z u r e r s t en F rage 

1. Nach Auffassung der Klägerin des 
Ausgangsverfahrens ist die streitige Ware 
der Tarifstelle 15.04 A II des Gemeinsa­
men Zolltarifs — Leberöle von Fischen 
— zuzuweisen, da es sich um ein mit 
Hilfe des C14-Verfahrens feststellbares 
Erzeugnis tierischen Ursprungs handele, 
das im Gegensatz zu rein synthetischem 
Perhydrosqualan neben der Verbindung 
CJ0H62 mit anderen Kohlenwasserstoffen 
verunreinigt sei. 

Unter die Tarifnummer 15.04 des Ge­
meinsamen Zolltarifs mit der Warenbe­
zeichnung „Fette und Öle von Fischen 
oder Meeressäugetieren, auch raffiniert" 
fallen nach den Erläuterungen zur No­
menklatur des Rates für die Zusammen­
arbeit auf dem Gebiet des Zollwesens 
(ErlNRZZ) zu dieser Tarifnummer 
Randnummer 1 Fette und Öle, die aus 
verschiedenen Fischen oder Meeressäu­
getieren gewonnen werden, sich im all­
gemeinen durch einen eigentümlichen, 
charakteristischen Fischgeruch und un­
angenehmen Geschmack auszeichnen 
und deren natürliche Farbe gelb bis röt­
lichbraun ist. Unter Randnummer 5 der 
Erläuterungen zur NRZZ ist darüber 
hinaus bestimmt, daß raffinierte Fette 
und Öle zwar in dieser Nummer verblei­
ben, hydrierte oder durch beliebige an­
dere Verfahren gehärtete jedoch zu der 

Tarif nummer 15.12 gehören. Da das 
streitige Erzeugnis nach den Feststellun­
gen der Tariefcommissie durchsichtig, 
farb- und geruchlos ist und als vollstän­
dig hydriert angesehen werden muß, hat 
es demnach seinen Charakter als Fischle-
beröl verloren und kann, wie die Kom­
mission zu Recht hervorhebt, schon aus 
diesem Grund nicht der Tarifnummer 
15.04 zugeordnet werden. 

2. Allenfalls könnte somit die Tarif­
nummer 15.12 in Frage kommen. Dieser 
Tarifnummer zugeordnet sind tierische 
und pflanzliche Öle und Fette, die ganz 
oder teilweise hydriert oder durch belie­
bige andere Verfahren gehärtet, auch 
raffiniert, jedoch nicht verarbeitet sind. 
Wie wir von der Kommission gehört ha­
ben, ist es ohne weitere Verarbeitung 
aber kaum möglich, aus Fischleberöl eine 
Substanz zu erhalten, die nicht den typi­
schen Fischgeruch und -geschmack sowie 
die gelbe bis rötlichbraune Farbe hat. 
Aus diesem Grund dürfte daher auch die 
Tarif nummer 15.12 nicht zur Anwen­
dung kommen. 

3. Einschlägig dagegen erscheint mir 
mit der Kommission und der belgischen 
Regierung, die gleichfalls zu dem Ver­
fahren Stellung genommen hat, die wei­
terhin noch in Frage kommende Tarif­
stelle 29.01 A zu sein, die acyclische 
Kohlenwasserstoffe erfaßt. Die Abgren­
zung zwischen Waren, die zu Kapitel 15 
gehören, und solchen, die unter Kapitel 
29 fallen, wird, wie die Tariefcommissie 
festgestellt hat, durch die Vorschrift ld) 
zu Kapitel 15 und die Vorschrift la) zu 
Kapitel 29 geregelt. Gemäß der Vor­
schrift ld) gehören die dort aufgeführten 
Waren sowie andere Waren des Ab­
schnitts VI, also auch solche des Kapitels 
29, nicht zu Kapitel 15. Gemäß der Vor­
schrift 1 a) zu Kapitel 29 gehören aber je­
denfalls isolierte, chemisch einheitliche 
organische Verbindungen, auch wenn sie 

855 



SCHLUSSANTRÄGE DES HERRN REISCHL — RECHTSSACHE 46/83 

Verunreinigungen enthalten, zu diesem 
Kapitel. 

Nach den Feststellungen der Tariefcom­
missie hat sich herausgestellt, daß die 
eingeführte Ware ein acyclischer Koh­
lenwasserstoff ist. Damit handelt es sich 
um ein Erzeugnis, das als eine isolierte, 
chemisch einheitliche organische Verbin­
dung in der Tarifnummer 29.01 des Ab­
schnitts VI genannt ist. Aus den Erläute­
rungen zum Zolltarif der Europäischen 
Gemeinschaften zu Kapitel 29 Ziffer 6 
ergibt sich dabei, daß die Reinheitsanfor­
derung mindestens 95 % betragen muß, 
es genügt also, wenn mindestens 95 % 
der zu tarifierenden Ware aus acycli-
schen Kohlenwasserstoffen bestehen. 

Anderseits findet sich weder in der Tarif­
nummer 29.01 noch in den Erläuterun­
gen hierzu irgendein Hinweis, wonach 
unter diese Tarifnummer, wie die Kläge­
rin des Ausgangsverfahrens meint, nur 
solche acyclischen Kohlenstoffverbindun­
gen fallen sollen, die von mineralischen 
Kohlenwasserstoffen abgeleitet sind. 
Folglich ist der Tariefcommissie, der bel­
gischen Regierung und der Kommission 
zuzustimmen, daß der tierische Ursprung 
des in der ersten Frage beschriebenen Er­
zeugnisses kein Hindernis für dessen 
Zuordnung zu der Tarifstelle 29.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs darstellt. 

II — Z u r z w e i t e n F r a g e 

Damit bleibt, auf die weitere Frage ein­
zugehen, welcher Tarifstelle der acycli-
sche Kohlenwasserstoff zuzuordnen ist, 
nachdem er einerseits unstreitig nicht zur 
Verwendung als Kraft- oder Heizstoff 
im Sinne der Tarifstelle 29.01 A I be­
stimmt ist und andererseits auch nicht 
die Voraussetzungen für die Zulassung 
zu der Tarifstelle 29.01 A II erfüllt sind. 

a) In der Fußnote hierzu ist nämlich 
vorgesehen, daß die Zulassung zu diesem 

Absatz den von den zuständigen Behör­
den festzusetzenden Voraussetzungen 
unterliegt. Die Kommission hat diese 
Voraussetzungen in der genannten Ver­
ordnung Nr. 1775/77 festgelegt, die ih­
rerseits auf die Verordnung (EWG) Nr. 
97/69 des Rates vom 16. Januar 1969 
über die zur einheitlichen Anwendung 
des Schemas des Gemeinsamen Zolltarifs 
erforderlichen Maßnahmen (ABl. L 14 
vom 21. 1. 1969, S. 1) gestützt ist. Arti­
kel 1 dieser Verordnung Nr. 1775/77 
sieht vor, daß vorbehaltlich einiger Spe­
zialvorschriften grundsätzlich die Ver­
ordnung (EWG) Nr. 1535/77 der Kom­
mission vom 4. Juli 1977 zur Festlegung 
der Voraussetzungen für die Zulassung 
bestimmter Waren zu einer Abgabenbe­
günstigung bei der Einfuhr aufgrund ih­
rer besonderen Verwendung (ABl. L 171 
vom 9. 7. 1977, S. 1) auch für Erdöler­
zeugnisse — als solche gelten unter an­
derem Erzeugnisse, die der Tarifnummer 
29.01 unterfallen — anzuwenden ist. Ar­
tikel 3 Absatz 1 dieser Verordnung Nr. 
1535/77 schreibt aber vor, daß die Ge­
währung einer Abgabenbegünstigung bei 
der Einfuhr aufgrund besonderer Ver­
wendung voraussetzt, daß dem Impor­
teur von der zuständigen Behörde desje­
nigen Mitgliedstaats, in dem die Ware 
zum zollrechtlich freien Verkehr ange­
meldet wird, eine schriftliche Bewilligung 
erteilt worden ist. Da die Klägerin des 
Ausgangsverfahrens nach den Feststel­
lungen der Tariefcommissie eine solche 
jedoch nicht vorlegen kann, bleibt zu 
prüfen, welche Folgen das Fehlen dieser 
Voraussetzung hat. 

In diesem Zusammenhang ist zu berück­
sichtigen, daß, wie uns auch die Kom­
mission bestätigt hat, die Zuordnung ein 
und derselben Ware je nach ihrem Ver­
wendungszweck in verschiedene Tarif­
stellen letztlich der Möglichkeit dient, 
eine differenzierende Abgabenbelastung 
aufgrund der besonderen Verwendung 
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vorzusehen, wenn die in den genannten 
Verordnungen vorgeschriebenen Voraus­
setzungen erfüllt sind. Umgekehrt folgt 
daraus bereits, daß, wenn diese Voraus­
setzungen nicht erfüllt sind, das betref­
fende Produkt nicht an der Abgabenbe­
günstigung teilhaben und deshalb auch 
nicht nach dem dieser Tarifstelle zu­
geordneten Zollsatz tarifiert werden 
kann. Konkret bedeutet dies, daß, wenn 
die Voraussetzungen für eine Abgaben­
begünstigung nicht erfüllt sind, auf die 
streitige Ware, die unabhängig von ihrer 
Verwendung ein acyclischer Kohlenwas­
serstoff geblieben ist, kein günstigerer 
Zollsatz angewandt werden kann. Dem­
nach ist bei Fehlen der sich aus den 
Verordnungen Nr. 1535/77 und Nr. 
1775/77 ergebenden Voraussetzungen 
das streitige Erzeugnis, auch wenn es 
nicht zur Verwendung als Kraft- oder 
Heizstoff bestimmt ist, nach dem Zoll­
satz zu tarifieren, der für die Tarifstelle 
29.01 A I vorgesehen ist. 

b) Damit stellt sich die weitere Frage, 
ob, wie die belgische Regierung meint, 
die Voraussetzungen für eine abgabenbe­
günstigte Behandlung bereits eingeführ­
ter Waren noch im nachhinein geschaf­
fen werden können, indem die zuständi­
gen Behörden der Mitgliedstaaten eine 
schriftliche Genehmigung mit der erfor­
derlichen Rückwirkung erteilen. 

Mit der Kommission bin ich aber der 
Meinung, daß die Vorschriften des Ge­
meinschaftsrechts, insbesondere die Ver­
ordnung Nr. 1535/77, eine solche Mög­
lichkeit ausschließen. Daß die Bewilli­
gung zu einer abgabenbegünstigten Be­
handlung spätestens bei der Überführung 

der Waren in den freien Verkehr eines 
Mitgliedstaats vorliegen muß, ergibt sich 
nämlich bereits aus dem Wortlaut des 
Artikels 3 der genannten Verordnung, 
insbesondere aus dem insofern eindeuti­
gen deutschen Text, der die Gewährung 
von Abgabenbegünstigung davon abhän­
gig macht, daß dem Importeur „ . . . eine 
schriftliche Bewilligung erteilt worden 
ist". Offensichtlich geht auch Artikel 2 
dieser Verordnung davon aus, daß die 
Voraussetzungen für die Zulassung be­
stimmter Waren zu einer Abgabenbegün­
stigung bereits bei der Einfuhr gegeben 
sein müssen, indem er bestimmt, daß als 
nicht erhobener Abgabenbetrag der Un­
terschied zwischen dem Betrag an Ein­
gangsabgaben gilt, der sich aus der An­
wendung der Abgabenbegünstigung er­
gibt, und dem Betrag der Eingangsabga­
ben, der ohne Inanspruchnahme der Be­
günstigung zu entrichten wäre. Für die 
Feststellung dieses nicht erhobenen Ab­
gabenbetrags soll dann der Zeitpunkt 
maßgebend sein, an dem die zuständige 
Behörde die Anmeldung zum zollrecht­
lich freien Verkehr angenommen hat. 

Nicht zuletzt sehen die Verordnungen 
Nr. 1535/77 und Nr. 1775/77 ein detail­
liert ausgestaltetes Verfahren für die Ge­
währung einer Abgabenbegünstigung bei 
der Einfuhr vor, das einerseits die Aufga­
ben der Zollbehörden erleichtern und 
andererseits Betrugsfälle vermeiden soll. 
Diese Zielsetzung würde aber, worauf 
insbesondere die Kommission hinweist, 
gefährdet, wenn ein Importeur noch 
nach der zollrechtlichen Abfertigung 
einer Ware zum freien Verkehr den An­
trag auf Bewilligung einer abgabenbe­
günstigten Einfuhr stellen könnte. 

III — Aufgrund dieser Über legungen schlage ich in Übereinst immung mit 
der Kommission vor, die von der Tariefcommissie vorgelegten Fragen wie 
folgt zu beantworten : 
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1. Ein vollständig hydriertes, aus Fischleber gewonnenes Ol, das außer ge­
härtet oder raffiniert zu sein nicht verarbeitet ist, ist der Tarifnummer 
15.12 des Gemeinsamen Zolltarifs zuzuweisen. 

2. Vollständig hydriertes, aus Fischleberöl gewonnenes Perhydrosqualan mit 
einem Reinheitsgrad von 95 Gewichtshundertteilen oder mehr ist als acy-
clischer Kohlenwasserstoff der Tarifstelle 29.01 A zuzuordnen. 

3. Wenn für ein Erzeugnis, das der Tarifstelle 29.01 A zuzuweisen ist und 
das nicht zur Verwendung als Kraft- oder Heizstoff bestimmt ist, bei der 
Anmeldung zum zollrechtlich freien Verkehr die Voraussetzungen für die 
Zulassung zu einer abgabenbegünstigten Einfuhr im Sinne der Verord­
nung (EWG) Nr. 1775/77 der Kommission vom 28. Juli 1977 nicht erfüllt 
sind, ist auf diese Ware der der Tarifstelle 29.01 A I zugeordnete Zollsatz 
anzuwenden. 
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